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Die Abgeordnete~ ZUJTl Nationalrat Dr .. ERHACORA ul'id' Genosse-ri" 
haben am 4 .. Juli .1 979 unter der Nr.. 75/J an den Bundeskan:~­
ler eine schriftliche parlamentarische Anfrage betreffend 
die Ve.rwendung von Formularien im Bereich der Bundesverwal­
tung gerichtet, welche folgenden Wortlaut hat: 

tt1. Wird daS' für die Koordination der Bundesverwaltung zuständi~ 
ge Bundeskanzleramt eine Untersuchung anstellen, in 

.. welchen Verwaltungsbereichen des Bundes von einzelnen 
oder juristischen Personen des privaten Rechtes vor 
Ergreifung irgendwelcher Verwaltungsmaßnahmen die AUS-' 
füllung eines Fragebogens verlangt wird, in dem persön:­
liehe Daten anzuführen sind? 

,2. \rIas wird das Bundeskanzleramt dazu bei tragen f daß die 
Verpflichtung zur Ausfüllung von Formularien, die personen­

- bezogene Daten enthalten~ beschränkt wird? . 

3& Was wird das Bundeskanzleramt dazu beitragen, daß Formula­
l"ien, die von Antragstellern auszufüllen sind, vereinhei t­
licht werden? 

4(. Wird das Bundeskanzleramt die Verwal tu.ngsreformkommissicn 
mit der Frage der Formularienflut befassen und anregen p 

daß Formularien vereinheitlieht werden sollen u ... '1d die 
Zahl der F'ormularien verringert wird?n 
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Ich beehre mich 9 diese A.~frage v,rie folgt zu beantworten. 

Zu Frage 1 :. 

Derzeit wird insbesondere im Rahmen einer Studie zur Vcrbe .... . . 
rei tung eines Modell versuches für eine österreichische B'e-
völkerungsevidenz die Frage geprUft, welche persönlichen 

Daten erhoben und von den Ve:-.."Wal tungsbehörden des Bundes 

und der J.Jänder geführt werdeno Nach Vorliegen der Ergebnisse 

dieser Untersuchung wird das Bundeskanzleramt auch prüfen, 
in welchen Ver.val tungsberei.chen des Bundes von neinzelne,r:t 

oder juristischen Personen des privaten Rechts'Jvor Erg~ei­

fung irgendwelcher Verwal tungsma.ßna.hl~en die Ausfüllungeines 

Fragebogens verlangt wird .. 

~~age 2 ~. 

])asBundeskanzlera.mt wird im Rahmen seiner Zuständi'gkei t 

alle erforderlichen Maßnahmen zur },;Real:i.sierung des in der 

Regierungserklärung vom 19. Juni 1979 angekündigten Zieles 

der Prüfung des Formularwesens unter dem Gesichtspunkt, 

. tldaß Formulare dem Bürger die Verfolgung seines Anliegens 

erleichtern sOllen", ergreifen .. Dazu wird in einem 'ersten 
. . 

Schritt eine Untersuchung des Formularwesens - jedenfalls 

in einem ausgewählten Teilbereich der Bundesverwaltung . . , 

~ durchgefÜhrt. Auf Grund des Untersuchungserg-ebnisses viird 

. . 

zu prüfen sein p ob und auf welche Art und vleise die der 

Regierungserklärungzugrundeliegende Zielvors tellung vervrirklicht 

werden kann. Dabei wird auch die Frage der Vereinfachung 

".nd Vereinhei tlichu:1g von Formularen sowie allenfalls der' 

·Beschränkung der erhobenen Daten auf das fUr die Erreichung, 

des 'Jerwal tungsz,weckes unwngänglich notwendig(~ Ausmaß ZtA 

untersuchen sein. 
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Wie bereits zu Frage 2 ausgefUhrt p wird die Frage der 
Vereinhei tlichung von Formularen anhand des tJn tersuchungser­
gebnisses und im Hinblick auf das erklärte Ziel, dem Staats­

bürger die Verfolgung" seiner A..YJ.liegen zu erleic:htern p einer 

besonderen PrUftp'lg unterzogen werden .. 

Die Ven./al tungsreform.1commission hat bisher mehrfach Fragen 

der einheitlichen 'ForrrLulargestal tung und Fornn.llarvereinfach1.l.ng 

sowie des damit zusammenhängenden Urkl.mdenwesens beraten 

und wird auch'weiterhin mit diesen Fragen befaßt werdel1~ 
. ' 

Den den Bundeskanzler 
gemäß Arto 69 Abso 2 B-VG 
vertretende Vizekanzler 
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